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Befristete Arbeitsverträge. Union und SPD wollen 
sachgrundlose Befristungen stark begrenzen. Dabei 
verliert diese Beschäftigungsform schon seit Längerem 
an Bedeutung.

 

Metall- und Elektro-Industrie. Arbeitgeber und Gewerk-
schaft haben sich auf einen Tarifvertrag geeinigt. Dabei 
setzen sie neben höheren Löhnen auf ein komplexes 
System zur Arbeitszeitgestaltung.

Flut oder Segen?

   Seite 7    Seiten 10–11

   Seiten 2–4

Geldpolitik. Die einen halten die Nullzinspolitik der Euro- 
päischen Zentralbank (EZB) für alternativlos, die anderen 
sehen in der Geldflut die Ursache für Blasen auf den Finanz-
märkten. Auch unter Ökonomen ist die Strategie der EZB 
umstritten – im iwd kommen zwei Kontrahenten zu Wort.
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Zeit für einen Kurswechsel

Mit hohen Inflationsraten sahen 
sich in der Vergangenheit viele 
Zentralbanken konfrontiert. In den 
1970er Jahren stiegen die Verbrau-
cherpreise mancherorts nicht nur 
aufgrund der Ölpreisschocks kräftig. 
Damals wie heute war die Geldpolitik 
den einen zu locker, denn sie sahen 
ihr Geld durch die Inflation entwer-
tet; andere befürchteten, dass ein 
Anziehen der geldpolitischen 
Schrauben die Wirtschaft in eine 
Rezession führen und die Arbeitslo-
sigkeit erhöhen würde. Mittlerweile 
ist die Inflation aber weltweit auf 
dem Rückzug (Grafik):

In den 1970er und 1980er 
Jahren hatte noch fast die Hälfte 
der Länder eine Inflationsrate von 
mehr als 10 Prozent, seit 2010 ist 
weniger als ein Zehntel der Länder 
davon betroffen.

War eine niedrige Inflation früher 
die Ausnahme, ist sie heute die 
Regel. Das wiederum ist zwar gut für 
die Verbraucher, dennoch sehen 
viele Experten diese Entwicklung 
äußerst kritisch. Denn, so ihr Argu-
ment, die Niedriginflation birgt die 
Gefahr, in einer wirtschaftlichen 
Schwächephase in eine Deflation 
umzuschlagen – wenn nämlich die 

Geldpolitik. Die Europäische Zentralbank (EZB) hält an ihrer Nullzinspolitik fest und 
kauft weiter Staatsanleihen im großen Stil. Doch ihr Motiv, damit die Gefahren der Defla-
tion zu bändigen, ist längst obsolet. Höhere Zinsen sind möglich, denn die neue Normalität 
lautet: Wachstum bei niedriger Inflation. 

Verbraucher in der Hoffnung auf 
weiter sinkende Preise ihre Ausga-
ben aufschieben und so den Ab-
schwung verstärken. 

Das Problem dabei: Zentralban-
ken sind zwar gut darin, hohe 
Inflationsraten zu vermeiden. Wenn 
es aber darum geht, niedrige Infla­
tionsraten zu verhindern, haben sie 
kaum Erfolge vorzuweisen:

Seit dem Beginn der Anleihe-
käufe der EZB im März 2015 ist die 
Inflationsrate auf gerade einmal 
1,4 Prozent gestiegen.

Für die EZB ist das zu niedrig, 
denn ihr mittelfristiges Inflationsziel 

In�ation: Weltweit auf dem Rückzug
So viel Prozent von 220 untersuchten Ländern hatten eine Inflationsrate von …

… weniger als 
 0 Prozent

1960 bis 1969

1970 bis 1979

1980 bis 1989

1990 bis 1999
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2010 bis 2015
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… 0 bis 
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… über 2,5 bis 
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… über 
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Ursprungsdaten: Weltbank 
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lautet: unter, aber nahe 2 Prozent. 
Hinzu kommt, dass den Zentralban-
ken in den Industrieländern die 
Munition ausgeht (Grafik):

Inflationsbereinigt sind die 
Zinsen seit den 1980er Jahren in 
vielen Ländern rückläufig und 
liegen mittlerweile in der Nähe von 
0 Prozent. 

Die Zentralbanken üben zwar 
einen Einfluss auf die Marktzinsen 
aus, diese ergeben sich jedoch auch 
aus dem Zusammenspiel von 
Kapitalangebot und Kapitalnachfra-
ge. Der globale Zinstrend hat der 
EZB, aber auch der US-amerikani-
schen und der japanischen Noten-
bank, jeden Spielraum für weitere 
Zinssenkungen genommen.

Deshalb sind die Notenbanken 
zum Ankauf von Staatsanleihen 
übergegangen, um auch die länger-
fristigen Zinsen zu drücken. Ange-
sichts des Volumens – die EZB hat 
bislang Anleihen für insgesamt rund 
2 Billionen Euro erworben – ist die 
Wirkung auf die Inflationsrate 
allerdings äußerst bescheiden.

Warum sich die EZB so schwertut, 
das Ziel der Geldwertstabilität zu 
erreichen, hat mit dem Zusammen-
spiel weiterer Faktoren zu tun:

Die Energiekosten sind für die 
EZB und andere Notenbanken ein 
stetiger Unsicherheitsfaktor. So ist 
der Ölpreis Mitte 2014 stark einge-
brochen und schwankt seitdem 
zwischen 30 und 60 Dollar. 

Die Investitionen im Euroraum 
haben kaum auf die niedrigen Zinsen 
reagiert. Das liegt auch daran, dass 
die Zinshöhe nur eine von vielen 
Variablen für die Investitionsent-
scheidungen der Unternehmen ist. 
Vor allem Betriebe in den südeuro­
päischen Krisenländern haben die 
Niedrigzinsen eher dafür genutzt, 
ihre Bilanzen zu sanieren und wieder 
auf die Beine zu kommen. 

Die Banken haben auf das 
niedrige Zinsniveau nicht mit einer 

hinreichend großen Ausweitung ihrer 
Kreditvergabe reagiert. Denn viel 
wichtiger für die Kreditgewährung ist 
das Ausfallrisiko der Schuldner. Gera-
de in Zeiten, in denen die Banken ihr 
Eigenkapital erhöhen müssen, sind 
sie deshalb besonders wählerisch.

Der Wechselkurs zeigt sich 
derzeit ebenfalls stark von der 
expansiven Geldpolitik beeinflusst – 
der Euro wertet gegenüber anderen 
Währungen tendenziell ab. So 
schwankte der Kurs des Euro seit 
Beginn des Anleiheankaufpro-
gramms zwischen 1,08 und 1,25 Dol- 
lar. Im März 2014 notierte der Euro 
hingegen noch bei 1,38 Dollar. Das 
wiederum lässt die Exporte steigen – 
seit Beginn der EZB-Anleihekäufe um 
8 Prozent.

Sinkende Preise sind eine 
weitere mögliche Folge der expansi-
ven Geldpolitik. Dies ist vor allem 
dann der Fall, wenn die Unterneh-
men die niedrigen Zinsen nutzen, um 
ihre Bilanzen zu sanieren, anstatt zu 
investieren. Dann können sogar ihre 
Kosten sinken, wodurch Preiserhö-
hungen weniger notwendig werden.

Auch wenn niedrige Inflations­
raten das Risiko für eine Deflation 
höher erscheinen lassen – tatsäch-

Die Zinsen im Sink�ug
Inflationsbereinigte langfristige Zinsen für Staatsanleihen mit zehn Jahren Restlaufzeit 
im Durchschnitt der Länder Belgien, Deutschland, Kanada, Schweiz und USA

Ursprungsdaten: OECD 
© 2018 IW Medien / iwd
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lich ist der Euroraum davon weit 
entfernt. Denn die Euroländer sind 
wieder auf Wachstumskurs: Gegen-
über dem Vorjahresquartal ist ihr 
Bruttoinlandsprodukt im 3. Quartal 
2017 um 2,5 Prozent gestiegen. Auch 
in den ehemaligen Krisenländern, 
darunter Irland, Portugal und 
Spanien, legt die Wirtschaft wieder 
spürbar zu.

Und weil die niedrigen Zinsen 
vielen Firmen geholfen haben, ihre 
wirtschaftliche Situation zu verbes-
sern, konnten diese Länder auch ihre 
Arbeitsmärkte wieder flottmachen:

Zu Beginn der Anleihekäufe vor 
knapp drei Jahren lag die Arbeits-
losenquote des Euroraums noch 
bei 11,2 Prozent, heute beträgt sie 
nur noch 8,7 Prozent.

Alles in allem ist die Niedriginfla-
tion also gar nicht so dramatisch. 
Dass die Inflation noch unterhalb 
des Zielwerts von 2 Prozent liegt, 
sollte nicht überinterpretiert werden, 
denn eine präzise Steuerung der 
Teuerung durch die Geldpolitik ist 
nicht möglich. Viel wichtiger ist, dass 
Wachstum und Beschäftigung 
zurückgekehrt sind, wodurch sich die 
Inflationsrate im Euroraum auch 
mittelfristig normalisieren sollte.
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„Ja“ „Nein“

Geldpolitik. Seit Jahren fährt die Europäische Zentralbank eine Nullzinsstrategie, um so 
das Wachstum in der Eurozone anzuheizen und eventuellen Deflationsgefahren vorzubeugen. 
Im iwd erläutern zwei Ökonomen, was sie vom Kurs der EZB halten.

Soll die EZB ihren Kurs ändern?

Zwar war es im Jahr 2015 aufgrund der Deflationsgefahren 
in einigen Euro-Mitgliedsländern richtig, die geldpolitischen 
Zügel zu lockern. Aufgrund der Schärfe der Krise und der 
Unsicherheit über die Wirksamkeit der Anleihekäufe war es 
damals auch richtig, ein derart massives Ankaufprogramm auf 
die Beine zu stellen. Die Situation hat sich aber seitdem 
grundlegend geändert. Das Wachstum ist in den Euroraum  
– und auch in die ehemaligen Krisenländer – zurückgekehrt, 
die Arbeitslosenquoten sinken. Es gibt also keine Deflations­
gefahren mehr. Was wir jetzt beobachten, ist Wachstum bei 
niedriger Inflation – eigentlich eine wünschenswerte Situation. 

Dass die EZB ihr Inflationsziel von unter, aber nahe  
2 Prozent noch nicht erreicht hat, ist nicht so schlimm. Die 
aktuelle Inflationsrate von 1,3 Prozent lässt einen ausreichend 
großen Sicherheitsabstand zur Deflation. Viel wichtiger ist, 
dass die Niedrigzinspolitik den angeschlagenen Unternehmen 
in den ehemaligen Krisenländern geholfen hat, ihre Bilanzen 
aufzubessern. Die Unternehmen konnten dadurch wieder 
Arbeitskräfte einstellen und werden in Zukunft auch wieder 
investieren können. Durch die gestiegene Beschäftigung und 
das zunehmende Wachstum wird sich über kurz oder lang 
auch die Inflationsrate normalisieren. Die EZB muss einsehen, 
dass sie die Inflationsrate nicht feinsteuern kann.

Sollte die EZB bei der anziehenden Konjunktur am Nullzins 
festhalten, so wird ihre Geldpolitik immer expansiver. Im 
schlimmsten Fall schießt sie über ihr Inflationsziel hinaus. Das 
wäre problematisch, da die Notenbank dann scharf gegensteu-
ern müsste. Mit einer starken Kehrtwende würde sie im 
schlimmsten Fall eine Rezession riskieren. Sinnvoller wären 
frühzeitige und vorsichtige Zinsschritte, so wie es die US- 
Notenbank bereits praktiziert. 

Eine Zinswende bringt auch Risiken mit sich, beispiels
weise dadurch, dass die Anleihekurse bei steigenden Zinsen 
sinken. Deshalb ist es wichtig, die Finanzmarktteilnehmer 
frühzeitig über eine Zinswende zu informieren. Die Aussagen 
der EZB, notfalls auch ihre Anleiheankäufe zu verstärken, 
gehen in die falsche Richtung.

Markus Demary 
ist Senior Economist am  
Institut der deutschen  
Wirtschaft

Reint E. Gropp 
ist Präsident des Leibniz-Insti-
tuts für Wirtschaftsforschung 
Halle (IWH)

Die Nullzinspolitik der EZB war ein großer Erfolg. Die 
Eurozone wächst. Das Auseinanderbrechen des Euro und eine 
deflationäre Spirale wurden verhindert. Die Zinsen, die 
vergleichbare Unternehmen in unterschiedlichen Ländern der 
Eurozone bezahlen müssen, sind konvergiert. Die Europäische 
Zentralbank hat ihren Job gut gemacht trotz unnötiger 
Störfeuer, besonders aus Deutschland. Man hat einmal mehr 
gesehen, wie wichtig die Unabhängigkeit der Zentralbank von 
der Politik ist.

Allerdings könnte die Rechnung für die Nullzinspolitik 
vielleicht noch in den nächsten Jahren präsentiert werden. Das 
wäre dann der Fall, wenn die Geldpolitik der EZB den Druck 
auf Krisenländer reduziert hätte, Strukturreformen – auf den 
Arbeitsmärkten, den Gütermärkten und in der Finanzpolitik –  
durchzuführen. Die Geldpolitik hätte dann also die Stabilität 
heute auf Kosten einer möglicherweise noch größeren Krise in 
der Zukunft erkauft. Das ist aber nicht zu sehen. In allen 
südeuropäischen Ländern sind seit 2010 Strukturreformen 
durchgeführt und Defizite zurückgefahren worden. Auch das 
Finanzsystem steht durch die Bankenunion und verschärfte 
Regulierung besser da als vor der Krise.

Trotz dieser Erfolge gibt es gute Gründe, die Geldpolitik 
expansiv zu halten. Die Arbeitslosigkeit in der Eurozone liegt 
noch immer über 8,5 Prozent und die Inflation mit 1,3 Prozent 
deutlich unter dem Inflationsziel der EZB.

Trotzdem hat die Zentralbank die Zinswende bereits 
eingeleitet. Dabei ist es wichtig zu verstehen, wie moderne 
Zentralbanken Geldpolitik betreiben. Geldpolitik ist heute 
überwiegend Erwartungsmanagement. Obwohl die EZB bisher 
weder die Anleihekäufe zurückgefahren noch die Zinsen 
erhöht hat, sind Zinsen für Anleihen mit einer Laufzeit von 
zehn Jahren von 0,3 Prozent im Januar 2017 auf mittlerweile 
knapp 0,8 Prozent gestiegen. Es ist klar: Die Risiken der 
Niedrigzinspolitik manifestieren sich nicht, solange sie anhält, 
sondern erst, wenn man aussteigen will. Die EZB muss hier 
behutsam vorgehen und die richtige Balance zwischen 
Inflationsbekämpfung und Finanzstabilität finden.
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Lohnstückkosten. Im internationalen Vergleich ist 
das Verarbeitende Gewerbe in Deutschland weiterhin 
mit hohen Lohnstückkosten belastet. Seit dem Jahr 
2011 haben sich die Arbeitskosten im Verhältnis zur 
Produktivität sogar ungünstiger entwickelt als in 
wichtigen Konkurrenzländern.

Die Kritik ausländischer Politiker hält sich hartnäckig: 
Durch zu niedrige Lohnabschlüsse habe Deutschland 
eine übermäßige Wettbewerbsfähigkeit zulasten des 
Auslands erreicht, die sich in hohen Leistungsbilanzüber-
schüssen widerspiegele.

Tatsächlich aber kann von einem kostenbezogenen 
Wettbewerbsvorteil der deutschen Industrie keine Rede 
sein (Grafik):

Deutschland hatte 2016 im Vergleich von 28 Län- 
dern die siebthöchsten Lohnstückkosten.

Zwar sind die Arbeitskosten im Verhältnis zur Produk-
tivität zum Beispiel in Großbritannien, Italien und 
Frankreich noch höher als in der Bundesrepublik. Doch 
wichtige Konkurrenten außerhalb Europas produzieren 
deutlich billiger – der Lohnstückkostenvorteil der 
US-Industrie etwa beträgt 26 Prozent. Im Schnitt liegen 
die Arbeitskosten je Wertschöpfungseinheit im Ausland 
um 12 Prozent unter dem deutschen Niveau.

Damit wird auch klar: Obwohl die Produktivität der 
deutschen Industrie das Niveau der Konkurrenz insge-
samt um 10 Prozent übertrifft, reicht das nicht, um das 
Manko der hohen deutschen Arbeitskosten wettzuma-
chen (siehe Artikel „Teurer Standort Deutschland“ auf 
iwd.de).

Zudem ist das deutsche Kostenhandicap in den 
vergangenen Jahren noch größer geworden:

Von 2007 bis 2016 sind die Lohnstückkosten im 
deutschen Verarbeitenden Gewerbe durchschnittlich 
um 1,4 Prozent pro Jahr gestiegen, im Ausland betrug 
das jährliche Plus im Schnitt nur 0,6 Prozent.

Selbst verglichen mit dem Stand Ende der 1990er 
Jahre, als die deutsche Wirtschaft in einer schlechten 
Verfassung war, hat sich die Lohnstückkostenposition 
gegenüber der Konkurrenz kaum verbessert.

Insgesamt kann also von einem Wettbewerbsvorteil 
der deutschen Industrie durch übermäßige Lohnzurück-
haltung nicht die Rede sein. Vielmehr zeigen Unterneh-
mensbefragungen durch den Deutschen Industrie- und 
Handelskammertag und das Institut der deutschen 

Wirtschaft, dass die hohen Arbeitskosten ein erhebliches 
Risiko für die weitere wirtschaftliche Entwicklung 
darstellen und die Investitionen der Firmen hemmen.

Aus IW-Trends 4/2017 
Christoph Schröder: Lohnstückkosten im internationalen 
Vergleich 
iwkoeln.de/lohnstueckkosten

Lohnstückkosten und 
Produktivität international
im Verarbeitenden Gewerbe im Jahr 2016, Deutschland = 100

Ursprungsdaten: Deutsche Bundesbank, Eurostat, 
nationale Quellen, OECD, Statistisches Bundesamt
© 2018 IW Medien / iwd

Lohnstückkosten: Verhältnis von Arbeitskosten je Beschä�igtenstunde in Euro zur Produktivität;
Produktivität: Bruttowertschöpfung je geleistete Stunde in Euro

Vereinigtes Königreich
Norwegen
Estland
Kroatien
Italien
Frankreich
Deutschland
Kanada
Slowenien
Belgien
Österreich
Lettland
Portugal
Finnland
Niederlande
Spanien
Bulgarien
Slowakei
Japan
Tschechien
Dänemark
Litauen
Polen
USA
Griechenland
Ungarn
Schweden
Rumänien

111
110
109
104
104
101
100
99
99
96
94
91
90
90
88
86
84
82
82
82
81
75
75
74
73
73
72

77
105
21
19
61
92
100
71
43
114
94
28
28
101
103
64
11
32
73
30
137
27
19
132
37
27
110
1858

Lohnstückkosten Produktivität
100

Weiterhin ein Standortnachteil
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Arbeitszeit. Das deutsche 
Arbeitszeitgesetz ist mehr als 
20 Jahre alt. Kein Wunder also, 
dass es in vielen Punkten nicht 
mehr der veränderten Arbeitswelt 
entspricht und dringend angepasst 
werden muss.

Das 1994 erlassene Arbeitszeit­
gesetz begrenzt die werktägliche 
Arbeitszeit eines Beschäftigten auf 
acht Stunden. Zwar kann sie auf 
zehn Stunden ausgedehnt werden – 
allerdings nur, wenn innerhalb von 
sechs Monaten der Durchschnitt von 
werktäglich acht Stunden Arbeitszeit 
nicht überschritten wird. Außerdem 
steht Arbeitnehmern in Deutschland 
nach Beendigung der Arbeitszeit 
eine ununterbrochene Ruhezeit von 
mindestens elf Stunden zu.

Das deutsche Arbeitszeitgesetz 
setzt die europäische Arbeitszeit­
richtlinie um, die den Rahmen für die 
nationalen Regelungen vorgibt. Die 
EU-Richtlinie legt aber – anders als 
die deutsche Gesetzgebung – keine 
tägliche Höchstarbeitszeitgrenze 
fest, sondern lediglich eine wöchent­
liche: Sie liegt bei 48 Stunden, die 
wiederum auch überschritten 
werden dürfen, wenn es zu einem 
Ausgleich binnen sechs oder spätes­
tens zwölf Monaten kommt.

Die EU-Länder haben die europäi­
sche Arbeitszeitrichtlinie recht 
unterschiedlich umgesetzt (Grafik):

Dänemark, Irland, Italien, 
Malta, Großbritannien und Zypern 
verzichten auf eine werktägliche 
Höchstgrenze der Arbeitszeit.

In den Niederlanden und Spanien 
darf über einen längeren Zeitraum 
maximal neun Stunden gearbeitet 

Deutschland darauf, die tägliche 
Höchstgrenze durch eine wöchentli­
che zu ersetzen. Der neue Koalitions­
vertrag zwischen CDU/CSU und SPD 
sieht nun zumindest vor, tarifgebun­
denen Unternehmen eine Abkehr 
vom starren Achtstundentag zu 
ermöglichen. Die Realität des 
Arbeitsalltags sieht ohnehin schon 
anders aus: Dem „European Working 
Conditions Survey“ zufolge haben im 
Jahr 2015 in Deutschland immerhin 
23 Prozent der Arbeitnehmer min­
destens einmal im Monat länger als 
zehn Stunden am Tag gearbeitet. Im 
EU-Durchschnitt waren es sogar 
31 Prozent.

werden, die meisten anderen 
EU-Länder haben acht, Frankreich 
sogar nur sieben Stunden festgelegt. 
Und wie immer gibt es Ausnahmen: 
Werden Überstunden geleistet, kann 
die tägliche Regelarbeitszeit vorü­
bergehend auf bis zu 13 Stunden 
ausgeweitet werden. 

Wo keine tägliche Höchstgrenze 
besteht, gilt eine wöchentliche. Sie 
beträgt fast überall 48 oder 40 Stun- 
den, nur Frankreich und Belgien 
liegen darunter.

Angesichts der sich wandelnden 
Arbeitswelt und des Wunsches vieler 
Beschäftigter nach mehr Zeitsouve­
ränität drängen viele Arbeitgeber in 

Acht plus elf mal fünf

So lange arbeiten unsere Nachbarn
Gesetzliche Regelungen zur Arbeitszeit in Europa im Oktober 2017 in Stunden 

Quelle: Eurofound
© 2018 IW Medien / iwd

Vorübergehende Höchstarbeitszeit: einschließlich Überstunden; Länderauswahl 

Vereinigtes 
Königreich 13 — 48—Niederlande 12 48 609

Dänemark 13 48 48—

Irland 13 48 48—

Italien — 40 48—

Griechenland 12 40 488

Frankreich 10-12 35 48

Finnland — 40 —8

Deutschland 10 48 608

Belgien 9-12 38 508 Österreich 10 40 508

Polen — 40 488

Portugal 10 40 488

Schweden 13 40 488

Slowakei 9-12 40 488

Ungarn 12 40 488

Spanien 9,29 40 41,759

Tschechien — 40 48
12

Vorübergehende wöchentliche Höchstarbeitszeit

Vorübergehende tägliche Höchstarbeitszeit
Wöchentliche Höchstarbeitszeit

Tägliche Höchstarbeitszeit
keine Regelung—

7
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Die Möglichkeit für Unternehmen, 
Arbeitsverträge auch ohne sogenann-
ten Sachgrund zu befristeten, hat 
sich als eine der Gretchenfragen in 
den GroKo-Verhandlungen entpuppt. 
Geeinigt haben sich Union und SPD 
nun darauf, sachgrundlose Befristun-
gen auf anderthalb Jahre zu begren-
zen und das Verketten von Befristun-
gen generell stark einzuschränken. 
Nötig wäre das nicht:

Befristete Arbeitsverträge sind 
seltener geworden. Im Jahr 2016 
war nicht einmal mehr jeder zehnte 
Arbeitnehmer befristet beschäftigt. 
Bei Jüngeren sind Befristungen zwar 
stärker verbreitet – aber mit klar 
abnehmender Tendenz (Grafik):

2016 hatten 23,8 Prozent der 
Arbeitnehmer unter 30 Jahren 
befristete Verträge – zehn Jahre 
zuvor waren es noch 28,5 Prozent.

Üblich sind solche Arbeitsverträge 
bei Neueinstellungen, ihr Anteil 
schwankt seit 2005 um die 45 Pro-
zent. Dass Befristungen hier häufiger 
vorkommen, ist nicht verwunderlich. 
Zum einen ist die sachgrundlose Vari- 
ante ohnehin nur bei Neueinstellun-
gen erlaubt und zum anderen darf sie 
sich längstens über zwei Jahre erstre-
cken. Das heißt: Für all jene, die ihren 
Arbeitsplatz über diese Frist hinaus 
behalten (können und wollen), erle- 
digt sich das Problem von allein.

Der Staat befristet seine Ar-
beitsverträge deutlich häufiger als 
private Unternehmen. Spitzenreiter 
sind die Länder: Gut 28 Prozent ihrer 
Angestellten haben Zeitverträge, 
beim Bund sind es etwa halb so viele, 

Befristete Arbeitsverträge. Union und SPD haben sich in ihrem Koalitionsvertrag 
darauf geeinigt, die sogenannte sachgrundlose Befristung von Arbeitsverträgen nur noch 
in Ausnahmefällen zuzulassen. Eine Reform ohne Not – wie die Fakten zeigen.

Mehr dazu unter iwd.de/befristungen
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Befristet Beschäftigte: Tendenz abnehmend
in Prozent aller …

… Neueinstellungen … Arbeitnehmer unter 30 Jahren … Arbeitnehmer

Ursprungsdaten: Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, Statistisches Bundesamt
© 2018 IW Medien / iwd
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in der Privatwirtschaft dagegen nur 
knapp 7 Prozent.

Schuld daran sind die den Län-
dern zugeordneten Hochschulen und 
andere Forschungseinrichtungen: 
Deren wissenschaftliche Mitarbeiter 
hangeln sich oft von einer Befristung 
zur anderen. Ein Viertel aller Master-
absolventen ist auf Zeit angestellt – 
damit liegt ihr Befristungsanteil noch 
deutlich über dem der Geringqualifi-
zierten mit ebenfalls überdurch-
schnittlichen 14 Prozent.

Eine Begrenzung der sachgrund-
losen Befristung hilft hier jedoch 
nicht, denn: Die Hochschulen unter- 
liegen mit dem Wissenschaftszeitver-
tragsgesetz einem privilegierten 
Befristungsrecht und sind von der 
allgemeinen Regelung ausgenom-
men. Zudem hat sich der öffentliche 
Dienst einen Blankoscheck ausge-
stellt: Es gilt bereits als Sachgrund, 
wenn ein Arbeitnehmer aus Mitteln 
vergütet wird, die für eine befristete 
Beschäftigung bestimmt sind.

Befristete Arbeitsverträge – was gilt?
Generell muss die Befristung eines Arbeitsvertrags sachlich begründet sein. Als Sachgründe gelten 
zum Beispiel eine Schwangerschaftsvertretung oder die Mitarbeit an einem zeitlich befristeten Pro-
jekt. Davon abweichend kann ein Arbeitsvertrag auch ohne Sachgrund befristet werden – derzeit für 
maximal zwei Jahre und nur bei Neueinstellungen. Sachgrundlose Befristungen machen knapp die 
Hälfte aller Befristungen aus.

Das eingebildete Problem
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Seit langem und mit viel Geld 
bemüht sich die EU, die Lebensver-
hältnisse innerhalb der Staatenge-
meinschaft anzugleichen, indem sie 
die ärmeren Länder und struktur-
schwachen Regionen unterstützt 
(siehe iwd 3/2018). Trotzdem ist der 
Wohlstand noch immer recht 
ungleich über den europäischen 
Kontinent verteilt. Dies gilt selbst, 
wenn man nur die Flächenstaaten 
berücksichtigt – und damit das 

Europäische Union. In der EU gibt es nicht nur zwischen den Mitgliedsländern 
deutliche Wohlstandsunterschiede, auch innerhalb der Staaten ist das regionale 
Gefälle in Sachen Wirtschaftskraft groß. Die Hauptstädte liegen dabei meist im 
Spitzenfeld – mit einer Ausnahme.

EU: Das regionale Wirtschaftsgefälle
Bruttoinlandsprodukt je Einwohner im Jahr 2014

Ursprungsdaten: Eurostat
© 2018 IW Medien / iwd

Länderauswahl

Landesdurchschnitt in Euro
in Prozent des Landesdurchschnitts:

Region mit dem höchsten WertRegion mit dem niedrigsten Wert

Vereinigtes Königreich

Deutschland

Frankreich

Bulgarien

Tschechien

Griechenland

Italien
Niederlande

Belgien
Dänemark
Spanien

Schweden

Portugal

Finnland

Österreich

35.000
36.100
32.300
10.700

5.900
14.900
16.300
26.700
39.300
35.900
47.000
22.300
44.600
16.600
37.600
38.700

Polen

53
42
29
53
51
68
58
52
52
43
68
67
74
63
72
52

Isle of Anglesey, Gwent Valleys

Südwestpfalz

Mayotte
Przemyski

Pernik

Karlovarský kraj

Serres

Medio Campidano
Oost-Groningen

Thuin
Vest- og Sydsjælland
Badajoz

Södermanland

Tâmega e Sousa

Kainuu

Weinviertel

Wolfsburg

Hauts-de-Seine
Miasto Warszawa

Sofia (stolitsa)

Hlavní mesto Praha

Kentrikos Tomeas Athinon

Milano
Groot-Amsterdam

Bruxelles-Capitale/Brussel-Hoofdstad
Byen København & Københavns omegn
Araba/Álava

Stockholm

Área Metropolitana de Lisboa

Helsinki-Uusimaa

Linz-Wels

Camden & City of London 1.174
379

298
293

215
203
194
187
181
175
153
153
141
136
131
126

Von schwerreich bis 
bitterarm

besonders wohlhabende Großher-
zogtum Luxemburg außen vor lässt.

So erzielte Dänemark im Jahr 
2015 ein nominales, also nicht 
kaufkraftbereinigtes Bruttoin­
landsprodukt (BIP) von fast 48.000 
Euro je Einwohner – Griechenland 
kam lediglich auf rund ein Drittel 
dieses Werts.

Die noch immer vergleichsweise 
jungen Marktwirtschaften Mittel- und 
Osteuropas liegen sogar noch weiter 

zurück – das Schlusslicht Bulgarien 
verbuchte 2015 gerade mal ein 
Pro-Kopf-BIP von 6.300 Euro. Zwar 
würde eine Berücksichtigung der 
unterschiedlichen Kaufkraft in den 
einzelnen Ländern die Unterschiede 
verringern, das Wohlstandsgefälle 
bliebe aber erheblich.

Noch größer ist die Kluft zwischen 
Arm und Reich, wenn die Daten für 
die mehr als 1.000 Regionen inner-
halb der Europäischen Union 
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Camden & City of London

Westminster

Wolfsburg

Tower Hamlets

Ingolstadt

München, Landkreis

Hauts-de-Seine

Schweinfurt

Paris

Frankfurt am Main

Luxembourg
Kensington and Chelsea & 
Hammersmith and Fulham
Erlangen
Regensburg
Stuttgart, Stadtkreis

Pernik

Sliven

Kardzhali

Vidin

Silistra

EU-Regionen: Die Stärksten und die Schwächsten
Bruttoinlandsprodukt je Einwohner im Jahr 2014 in Euro

in Prozent des Landesdurchschnitts

Ursprungsdaten: Eurostat
© 2018 IW Medien / iwd

Vereinigtes
Königreich

Deutschland

Deutschland

Deutschland

Deutschland

Bulgarien

Deutschland

Luxemburg

Frankreich

Frankreich

Vereinigtes
Königreich

Vereinigtes
Königreich

1.174
899
379

378

342
276
298
260
289
257
100

246

234
230
220

51
51
51
53
53

410.800
314.700

136.900
132.300
123.400

99.600
96.200
94.000
93.200
92.600
88.300
86.000
84.300
83.200
79.500

3.000
3.000
3.000
3.100
3.100

Im Jahr 2014 war die 
Pro-Kopf-Wirtschaftsleistung in 
Wolfsburg mit 137.000 Euro gut 
neunmal so hoch wie in der Süd­
westpfalz mit 15.000 Euro.

Deutlich kleiner fällt die Wohl-
standskluft zum Beispiel in Finnland 
aus. Dort ist das Pro-Kopf-BIP der 
schwächsten Region, Kainuu im 
Norden, immerhin gut halb so hoch 
wie das von Helsinki-Uusimaa.

Wie im Vereinigten Königreich 
und Finnland liegen auch in zahlrei-
chen anderen EU-Staaten die 
Hauptstädte – oder auch Teile 
davon, wenn sie eine eigenständige 
Region bilden – im vorderen Bereich 
des Spektrums oder sogar ganz vorn. 
Letzteres gilt beispielsweise für 
Polen, Rumänien, Tschechien, 
Griechenland, die Niederlande, 
Belgien, Dänemark, Schweden und 
Portugal. Und die stärkste Region 
Frankreichs, Hauts-de-Seine, ist 
letztlich nichts anderes als der 
westliche Vorortgürtel von Paris.

Eine Ausnahme von der Regel 
bildet Deutschland:

Berlin ist die 
einzige EU-Hauptstadt, deren 
Pro-Kopf-Wirtschaftskraft unter 
dem landesweiten Durchschnitt 
liegt – wenn auch gerade mal um 
5 Prozent.

Ein wesentlicher Grund für das 
atypische Regionalmuster in 
Deutschland ist neben dem staatli-
chen Föderalismus die oft historisch 
gewachsene, differenzierte Unter-
nehmenslandschaft, die eine ganze 
Reihe von Wirtschaftszentren hat 
entstehen lassen. Zu den stärksten 
gehören neben Wolfsburg unter 
anderem Ingolstadt als weiterer 
Auto-Standort, Schweinfurt, wo 
wichtige Branchen der Metall- und 
Elektro-Industrie angesiedelt sind, 
sowie die Siemens-Stadt Erlangen.

herangezogen werden – wobei hier 
die aktuellsten Werte erst für das 
Jahr 2014 durchgängig vorliegen 
(Grafik):

Mit einem BIP je Einwohner von 
fast 411.000 Euro war die britische 
Region Camden & City of London 
2014 beinahe 140-mal so wohlha­
bend wie die Regionen Pernik, 
Silistra und Sliven in Bulgarien.

Der Finanzstandort London 
übertrifft alle anderen Regionen im 
Wirtschaftskraft-Ranking bei weitem. 
So kommt selbst die Autostadt 
Wolfsburg als immerhin drittstärkste 
Region der EU gerade mal auf ein 
Drittel des Londoner Pro-Kopf-BIP. 
Die deutsche Bankenmetropole 
Frankfurt am Main auf Rang zehn 
muss sich sogar mit weniger als 
einem Viertel des Wohlstands 
begnügen, der in der City of London 
erwirtschaftet wird.

Doch auch innerhalb der einzel-
nen EU-Länder gibt es beim Pro-
Kopf-BIP ein merkliches Gefälle. 
Typischerweise ist die Wirtschafts-
kraft in den Ballungsräumen mit 
vielen Unternehmen höher als in 
ländlichen Regionen. Am größten ist 
der Abstand zwischen der wohlha-
bendsten und der ärmsten Region im 
Vereinigten Königreich – der überra-
gende Londoner Finanzdistrikt 
kommt auf ein mehr als 22-mal so 
hohes Pro-Kopf-BIP wie die struktur-
schwachen walisischen Regionen 
Isle of Anglesey und Gwent Valleys. 
Gegenüber dem Jahr 2000 hat sich 
die Lücke weiter vergrößert – damals 
war der Wert für London „nur“ 
17-mal so hoch wie jener für die 
Schlusslichter in Wales.

Aber auch in Deutschland variiert 
die Wirtschaftskraft der gut 400 Re- 
gionen stark (Grafik Seite 8):
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Die Ausgangslage vor der Tarifrunde in der Metall- 
und Elektro-Industrie war diesmal besonders schwierig: 
Die IG Metall wollte das Recht für Arbeitnehmer durch-
setzen, ihre Arbeitszeit vorübergehend verkürzen zu 
können – die sogenannte kurze Vollzeit. Dies sollte mit 
einem Rückkehrrecht in Vollzeit und für bestimmte 
Beschäftigtengruppen mit einem Teillohnausgleich 
verbunden werden. Die Arbeitgeber dagegen wollten 
verhindern, dass dringend benötigte Arbeitszeit verloren 
geht. Einen Entgeltausgleich für die „kurze Vollzeit“ 
lehnten sie aus ökonomischen und rechtlichen Gründen 
kategorisch ab.

Nach Warnstreiks und Tagesstreiks, die den Betrieben 
zumindest vorübergehend fast 1 Milliarde Euro an 
Umsatzausfall beschert haben dürften, haben sich die 
Tarifpartner letztlich auf einen ausgewogenen Kompro-
miss verständigt (Grafik Seite 11). Er sieht die „kurze 
Vollzeit“ vor, sichert den Betrieben aber das benötigte 
Arbeitsvolumen, verschafft ihnen mehr Flexibilität und ist 
rechtssicher. Im Einzelnen:

yy Entgelt. Ab dem 1. April 2018 werden die Tabellenent-
gelte um 4,3 Prozent erhöht. Für die Monate Januar bis 
März 2018 gibt es eine Einmalzahlung von insgesamt 
100 Euro. Auf das gesamte Kalenderjahr bezogen steigen 
die Tarifentgelte um 3,97 Prozent (Grafik). Die Laufzeit 
des Tarifvertrags beträgt 27 Monate (bis März 2020). 

Ab 2019 werden noch weitere tarifliche Sonderzah-
lungen eingeführt:

1. Das „tarifliche Zusatzgeld (T-ZUG)“ in Höhe von 
27,5 Prozent eines Monatsentgelts. Es wird erstmals im 
Juli 2019 ausgezahlt. Beschäftigte mit Kindern bis zu 
acht Jahren oder einem Pflegefall von Angehörigen 
ersten Grades sowie Arbeitnehmer im Schichtdienst 
(mit mindestens drei bis fünf Jahren im Drei- oder 
Zweischichtdienst und einer Betriebszugehörigkeit von 
mindestens fünf beziehungsweise sieben Jahren) be- 

Metall- und Elektro-Industrie. Nach mehreren Verhandlungsrunden und Tagesstreiks haben 
sich Arbeitgeber und Gewerkschaft auf einen neuen Tarifvertrag geeinigt. Den Mitarbeitern der 
Metall- und Elektro-Industrie wird zusätzlich zur Entgelterhöhung eine verkürzte Vollzeit ermög-
licht. Im Gegenzug bekommen die Betriebe zusätzliche Optionen, die Arbeitsstunden zu erhöhen. 
Den rechtlich umstrittenen Teillohnausgleich konnte die IG Metall nicht durchsetzen.

kommen ein Wahlrecht: Entweder lassen sie sich das 
tarifliche Zusatzgeld auszahlen oder sie nehmen statt-
dessen acht zusätzliche freie Tage. Die Arbeitgeber 
können die Umwandlung in freie Tage ablehnen, wenn 
sie keinen adäquaten Ersatz für die ausfallenden Arbeits-
tage finden.

2. Ein Festbetrag von 400 Euro im Jahr 2019 und ab 
2020 in Höhe von 12,3 Prozent des Grundentgelts der 
jeweiligen Eckentgeltgruppe. Für diesen Festbetrag 
gelten Sonderregeln: Je nach wirtschaftlicher Lage eines 
Betriebs ist die Verschiebung, Absenkung oder Strei-
chung möglich, wenn die Tarifparteien zustimmen. Eine 

Neuer Tarifvertrag steht

Metall- und Elektro-Industrie: 
Einkommen steigen weiter
Kalenderjährliche Erhöhung der Tarifentgelte einschließlich 
Sonderzahlungen und Pauschalen in Prozent

Quelle: Gesamtmetall
© 2018 IW Medien / iwd

2012

2013

2014

2015

2016

2,96

3,25

3,60

2,14

2017 2,67

2018 3,97

2019 3,57

3,40
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Flexible Regelungen für die 
Arbeitnehmer 

• Beschä�igte mit erhöhten priva-
ten und beruflichen Belastungen 
können statt tariflichem Zusatz-
geld acht freie Tage wählen

• Anspruch auf befristete Teilzeit 
mit Rückkehrrecht in Vollzeit 

begrenzt auf 6 bis 24 Monate 
(Ablehnung aus betrieblichen 

Gründen möglich, Begrenzung auf 
jeweils 10 Prozent der Beschä�igten)

• Quotenanhebung der 40-Stunden-
verträge von 18 auf 30 Prozent per 
Betriebsvereinbarung bei nachge-
wiesenem Fachkrä�emangel
• Quotenanhebung auf 50 Prozent 
für Technologiebetriebe per 
Betriebsvereinbarung, wenn im 
Betrieb mind. 50 Prozent der 
Beschä�igten in der Entgelt-
gruppe 12 (bisher: EG14) oder 
höher eingestu� sind
• „Kollektives betriebliches Arbeits-
zeitvolumen“: Teilzeitarbeit kann 
durch mehr 40-Stunden-Verträge 
ausgeglichen werden 

M+E-Industrie: Flexibilität auf beiden Seiten
Die wichtigsten Eckpunkte des neuen Tarifvertrags in der Metall- und Elektro-Industrie

Quelle: Südwestmetall
© 2018 IW Medien / iwd

Flexible Regelungen für die 
Arbeitgeber 

Flexible Regelungen für die Arbeitgeber: Tarifgebiet Baden-Württemberg; 
jeweils Widerspruchsrecht des Betriebsrats  

Fixe Regelungen 

• Laufzeit 27 Monate ab 1.1.2018 
• 4,3 Prozent mehr Lohn ab 1.4.2018, Einmalzahlung 100 Euro 

• Ab Juli 2019: tarifliches Zusatzgeld in Höhe von 27,5 Prozent eines Monatsentgelts

solche Differenzierung ist wichtig, um der unterschied
lichen wirtschaftlichen Lage der Betriebe Rechnung zu 
tragen.

yy Arbeitszeit. Alle Beschäftigten haben ab dem Jahr 
2019 einen Anspruch darauf, ihre Wochenarbeitszeit für 
einen Zeitraum von 6 bis 24 Monaten auf bis zu 
28 Wochenstunden zu verkürzen. Die „kurze Vollzeit“ 
gibt es allerdings immer nur für maximal 10 Prozent der 
Belegschaft.

Im Gegenzug zu dieser „kurzen Vollzeit“ werden die 
Möglichkeiten der Betriebe ausgeweitet, Beschäftigte, 
die dies möchten, länger arbeiten zu lassen. Schon 
bisher dürfen je nach Tarifgebiet 13 oder 18 Prozent der 
Beschäftigten auf der Basis einzelvertraglicher Regelun-
gen bis zu 40 Stunden pro Woche arbeiten. Künftig kann 
die Quote mit Zustimmung des Betriebsrats auf bis zu 
30 Prozent angehoben werden, wenn der Betrieb einen 
Fachkräftemangel nachweisen kann. Bisher war dies nur 
möglich, wenn dadurch der Einsatz von Zeitarbeit 
begrenzt wurde. Betriebe mit einem hohen Anteil 
Hochqualifizierter (Technologiebetriebe) können die 

Quote – wie bisher – auf 50 Prozent ausweiten. Allerdings 
wurde der potenzielle Kreis erweitert.

Über diese Quotenregelungen hinaus wurde ein neuer 
flexibler Baustein eingeführt, der als Alternative zum 
Quotenmodell für viele Betriebe attraktiv sein dürfte: das 
„kollektive betriebliche Arbeitszeitvolumen“. Für den 
Betrieb wird dann eine durchschnittliche Wochenarbeits-
zeit definiert, die im Falle der 18-Prozent-Quote bei 35,9 
Stunden liegt. Der Charme dieses Modells liegt darin, 
dass eine Verringerung des Arbeitszeitvolumens durch 
Mitarbeiter in „kurzer Vollzeit“ automatisch die Möglich-
keit eröffnet, andere Arbeitnehmer länger arbeiten zu 
lassen, um den Durchschnittswert von 35,9 Stunden 
wieder zu erreichen.

Mit diesen vielfältigen Regelungen werden die 
Wünsche von Beschäftigten und Betrieben gleicherma-
ßen berücksichtigt. Der Wunsch vieler Beschäftigter nach 
mehr Selbstbestimmung bei der Arbeitszeit stellt die 
Betriebe vor große Herausforderungen. Die neuen 
tariflichen Regelungen bieten passende Modelle, um 
diese Herausforderungen zu meisten.
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Neu

Wärme, Strom und Digitales – das 
sind die Wirtschaftssektoren, die in 
diesem Jahr die meisten Subventio-
nen vom Staat erhalten. Der größte 
Brocken, nämlich annähernd 
1,8 Milliarden Euro, wandert in die 
energetische Gebäudesanierung. 
Auch der Kohlebergbau wird nach 
wie vor mit großzügigen Finanzsprit-
zen unterstützt, obwohl Deutsch-
lands letzte Steinkohlezechen Ende 
2018 schließen werden – ein Teil des 
Geldes fließt deshalb in Hilfen für die 
Stilllegung. Die insgesamt 70 Finanz-
hilfen des Bundes addieren sich in 
diesem Jahr auf 9,1 Milliarden Euro, 
wobei allein die 20 größten Einzel-
maßnahmen fast 90 Prozent des 
Gesamtvolumens ausmachen. Im 
Jahr 2015 flossen lediglich 5,5 Mil- 
liarden Euro in Form von Subventio-
nen an private Unternehmen und 
Wirtschaftszweige. 

Subventionen: Da geht die Kohle hin
Finanzhilfen des Bundes im Jahr 2018 in Millionen Euro

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
© 2018 IW Medien / iwd

Gemeinscha�saufgaben: Aufgaben der Länder, an denen der Bund mitwirkt 

Förderung von Maßnahmen zur energetischen Gebäudesanierung 
der KfW Förderbank

Insgesamt

1

9,1 Milliarden Euro

1.794

Gemeinscha�saufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und 
des Küstenschutzes“6 445

Gemeinscha�saufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtscha�sstruktur“7 437
Verwendung der streckenbezogenen Lkw-Maut8 397
Nationale Klimaschutzinitiative9 329
Förderung von Einzelmaßnahmen zur Nutzung erneuerbarer Energien10

…
324

Energiee�izienzfonds3 653
Förderung des Ausbaus von Breitbandnetzen4 500
Pumpen- und Heizungsoptimierung5 470

Zuschüsse für den Absatz deutscher Steinkohle zur Verstromung und 
an die Stahlindustrie sowie zum Ausgleich von Belastungen infolge 
von Kapazitätsanpassungen

2 1.020

Neu auf iwd.de: Südkorea im Fokus
Im Jahr 1988 Olympische Sommerspiele in Seoul, 2018 Winterspiele in Pyeongchang – in den  
30 Jahren dazwischen hat Südkorea eine beinahe unglaubliche wirtschaftliche Entwicklung 
hingelegt. Deutlich wird das auch im Vergleich zum armen sozialistischen Bruderstaat Nordkorea. 
Frei von Problemen war der Olympiagastgeber zuletzt allerdings nicht. Mehr dazu auf iwd.de.


